
Rede zum Haushalt 2025 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Dr. Grimmer, sehr geehrter Bürgermeister Steuler, 
werte Damen und Herren der Verwaltung, werte Kolleginnen und Kollegen, Zuhörerinnen 
und Zuhörer, wie in den Vorjahren werde ich auch in diesem Jahr aufgrund der besseren 
Verständlichkeit in der männlichen Form fortfahren, schließe aber alle Menschen mit 
ein. 

Erinnern Sie sich an Steve Jobs? Gründer von Apple und Erfinder unter anderem des 
iPhone und des MacBooks, geboren 1955, gestorben 2011, also mit gerade mal 56 
Jahren. Was er mit uns zu tun hat? Ich komme später darauf zurück.  

Wir befinden uns schon in einer komischen Situation als kommissarischer Gemeinderat. 
Noch nie erschien mir eine Kommentierung des Entwurfs der Verwaltung so abstrakt. 
Für die Verwaltung ist der aktuelle Zustand insofern eine günstige Situation, da nur 
Themen behandelt werden müssen, die dringlich oder nicht aufschiebbar sind und das 
sind streng genommen die wenigsten. Zudem wird in etlichen Sitzungsvorlagen, die wir 
dann auch nur zur Kenntnisnahme bekommen darauf hingewiesen, dass der neue 
Gemeinderat darüber entscheiden muss. Ob das in jedem einzelnen Fall sinnvoll ist, 
lässt sich nicht abschließend bewerten. Was aber sicher gesagt werden darf, ist die 
Erkenntnis, dass es offensichtlich auch ohne weitere Entscheidungen geht.  

Das hängt zum einen damit zusammen, dass viele Entscheidungen und Abläufe das 
laufende Geschäft der Verwaltung betreffen und wir das garnicht mitbekommen, zum 
anderen aber auch damit, dass, und ich habe das in meinen vorherigen Haushaltsreden 
immer wieder betont, in den letzten Jahren extrem viele Entscheidungen getroffen und 
Maßnahmen angestoßen wurden. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird es 
deshalb ganz sicher nicht langweilig, selbst wenn die Wahl durch weitere juristische 
oder politisch legitimen Winkelzüge weiter nach hinten verschoben oder später 
angefochten werden sollte. Und alles, was dringend und nicht aufschiebbar ist, 
beziehungsweise was Verwaltung und Regierungspräsidium entsprechend einschätzen, 
wird dann ja doch entschieden; wie beispielsweise der Haushalt für das kommende 
Jahr. Also ist es wohl genau die Pause, die es seit längerem benötigt, um einen Teil des 
aufgestauten Arbeitsvorrat bearbeiten und abschließen zu können. Genau genommen 
ist sie dafür noch zu kurz. Schätzung haben ergeben, dass das Volumen hinsichtlich des 
Personaleinsatzes aber vor allem auch der Finanzen für die nächsten 7 Jahren bereits 
beschlossen ist. Stichwort: Schulentwicklungsplanung und Prioritätenlisten. 

 

Auf über 700 Seiten haben Frau Baranowski und ihr Team, in, wie uns glaubhaft 
versichert und bestätigt wurde, mühevoller gemeinsamer Zusammenarbeit mit den 
anderen Ressorts erarbeitet und dargestellt, wofür wir das Geld, dass wir aus vielerlei 
Quellen erhalten, ausgeben sollen. Das darf jetzt ausdrücklich als Lob verstanden 
werden. Und natürlich handelt es sich wie der Name schon sagt um einen Plan, von dem 



jeder weiß, dass er nicht stringent eingehalten werden wird. Das hat mannigfaltige 
Gründe, die auch in diesem Jahr und im nächsten und in dem Jahr darauf dazu führen, 
dass egal wie wir planen, dann doch auch andere Dinge getan werden. Und deswegen 
ist es wichtig und richtig, dass der Gemeinderat sich auch in Zukunft regelmäßig zur 
Entscheidungsfindung und Planung für die Zukunft trifft. 

Auch wenn die viel zitierte Bugwelle in den letzten Jahren nicht ab, sondern 
zugenommen hat. Die eingesetzten Gelder wurden, zumindest Stand Oktober nicht 
häufiger, sondern weniger ausgegeben. Wenngleich die Verwaltung mit ihrem Chef und 
unserem Vorsitzenden an der Spitze uns glaubhaft versichert, diesen Zustand der 
“Wahrheit und Klarheit“ der Haushaltsplanung besser als in der Vergangenheit 
realisieren zu wollen. Ich glaube das nicht nur, ich bin überzeugt, dass Sie, Herr 
Vorsitzender diese Herausforderung annehmen und in einer womöglich 2. Amtszeit auch 
zielgerichtet angehen werden. Doch welche Rolle spielt der Gemeinderat dabei? Und 
welche Rolle die Prioritätenliste, auf der wir Maßnahmen nach hinten schieben sollen, 
wenn wir neue Anträge stellen sollten? Diese Bitte hat unserer Vorsitzender in seiner 
Rede zum Haushalt geäußert. Interessanter Fakt: der Begriff Prioritätenliste findet sich 
im gesamten Entwurf kein einziges Mal, welche Rolle spielt sie demnach in der 
Wahrnehmung der Verwaltung? Und wie sehr hält sich eigentlich die Verwaltung an 
diese Maxime bei eigenen Projekten, Personaleinstellungen und anderen Maßnahmen? 
Es gibt Beispiele, bei denen das als fraglich bezeichnet werden darf, wobei ich das 
durchaus verstehen kann, agieren wir als Fraktionen und Gruppierungen ja durchaus 
auch so. Stichwort Freiwilligkeitsleistungen. Und selbst wenn wir uns an den Plan 
halten, sagt er nichts darüber aus, wie gut er eigentlich ist. Was uns fehlen, sind 
Kennzahlen und Maßgaben, Benchmarks und vor allem Ziele; SMARTe Ziele. Also 
Spezifisch, Messbar, attraktiv, erreichbar, realistisch, zeitlich gebunden. Wir benötigen 
KPI, also Kennzahlen, anhand derer wir erkennen können, wie gut wir eigentlich sind. 
Wie viel Geld wenden wir auf, um unsere Pflichtaufgaben, bspw. für den Baubereich 
oder die Kultur oder die anderen Dinge zu verwalten, im Verhältnis zum Personaleinsatz? 
Wenn wir immer weiter neue Beschlüsse fassen, die dann wieder neue Aufgaben 
erzeugen, die wir aber mit dem gleichen Personal erledigen sollen, dann verwalten wir 
uns irgendwann nur noch selbst, ohne wirklichen Output. Bei der Suche danach im 
Internet erhält man viele Ansätze und muss dazu garnicht so weit weg. „KPI in der 
öffentlichen Verwaltung“ wird in wenigen anderen Kommunen schon umgesetzt. Hören 
sie am Ende einen Antrag dazu. Was diesen Bereich ebenfalls umfasst sind die 
Folgekostenberechnungen. So schön es ist einen Wasserspender zu haben, ich 
persönlich habe dafür gestimmt, so wichtig ist es zukünftig zu wissen: welche Kosten, 
welcher Personaleinsatz erzeugt so ein Gerät in den Folgejahren und wie lange ist die 
Nutzungsdauer. Siehe auch hierzu einen Antrag. 

Wie konsequent wäre es also keine neuen finanziell relevanten Beschlüsse zu fassen, 
sofern sie nicht zwingend notwendig sind, um bspw. Förderungen zu erhalten? Könnte 
dann nicht auch das unsägliche Problem der viel zu hohen Personalkosten gelöst 



werden? Denn wo keine zusätzlichen Aufträge, da ist auch kein zusätzliches Personal 
notwendig. Und auch keine lästige oft über Jahre angelegte Nacharbeit, die weitere 
Arbeit schafft. Schwierig, da die Bürger zu Recht von der Verwaltung und von uns als 
Gemeinderat erwarten, dass sich die Stadt weiterentwickelt und wir die entsprechenden 
Entscheidungen treffen und umsetzen und das in kurzer Zeit. Für den Bürger 
wahrnehmbar, sichtbar und immer mit einer Verbesserung der IST-Situation verbunden, 
und zwar sofort und für alle! Trotzdem in die Zukunft zu blickend, und wie beispielsweise 
bei der Schulentwicklung die Entwicklung der Bevölkerungsentwicklung, der 
Entwicklung der Kinderzahlen der Bevölkerung die noch garnicht hier wohnt, weshalb 
wir auch die Entwicklung des Wohnbaus und damit die Entwicklung der Baupreise und 
damit der gesetzlichen Regelungen, und damit auch die Parteien und deren Programme, 
die Koalitionskonstellationen mit den dabei erzielten Kompromissen, und zwar auf 
Landes- und Bundesebene und international weil ein Krieg und eine weitere 
Flüchtlingswelle aufgrund von steigenden Umweltkatastrophen kennen sollen, die in 
den nächsten Jahren auf uns zukommen. Was ich damit sagen will? Wir sind in der 
Kommune keine Insel und haben keine Glaskugel. Gesetzliche Vorgaben der EU, des 
Bundes und des Landes machen uns das Leben sowohl in personeller Hinsicht, wie bei 
der Einführung der Umsatzsteuerpflicht aber auch ganz konkret bei der finanziellen 
Belastung schwer. Nicht ohne Grund schaffen 40% der Kommunen keinen 
ausgeglichenen Haushalt mehr. Das ist sicher nicht (nur) die Schuld der Kommunen. 
Dazu lohnt ein Blick auf Seite 44 des Entwurfs. Ich zitiere:  

Erträge für die öffentlichen Einrichtungen der Stadt Crailsheim werden in Form von 
Verwaltungs- und Benutzungsgebühren, laufenden, zweckgebundenen Abgaben bzw. 
Beiträgen oder in Form von Entgelten erhoben. Bei diesen Erträgen handelt es sich um 
Leistungen Dritter, die als Gegenleistung für eine individuell zurechenbare, öffentliche 
Leistung geschuldet werden. Sie dienen der Erzielung von Erträgen, um die Kosten der 
öffentlichen Leistungen in der Regel zu decken.  Dieser Bereich beträgt 29 Mio€! 

Wenn wir das tun würden, müßten wir alle Dinge, die wir uns gerne Leisten, wie das 
Museum, das Volksfest, die Jugendeinrichtungen, Sportstätten, Kultur, aber auch die 
Feuerwehr in ihrer jetzigen Form einnahmeseitig oder ausgabeseitig anpassen. Diese 
Dinge in Frage zu stellen oder gar daran zu rütteln, ist für uns nicht akzeptabel. Der 
größte Brocken ist dabei allerdings die Kinderversorgung für Kinder unter 6 Jahren, die 
mit knapp 14 Mio €, die Schulen mit knapp 4 Mio € zu Buche schlagen. Den 
Rechtsanspruch auf Versorgung haben wir als Kommune nicht beschlossen und doch 
müssen ihr ihn tragen.  

Aber wenn wir hier kostendeckend arbeiten wollten oder müßten, dann könnte sich das 
Angebot keiner mehr leisten! Und das geht natürlich nicht. Und doch sind es 18 Mio €, 
Tendenz steigend, deren Ausgabe wir als prosperierende Stadt auch in Zukunft tragen 
werden. Denn die Versorgung und Förderung der Kinder ist und bleibt ein zentrales 
Thema der AWV! 



Auch bspw. die reiche Nachbarkommune Satteldorf und andere, die sich diese 
Infrastruktur nicht leisten, sondern mit auf unsere Kosten leben, tragen wir mit. Eine 
stärkere finanzielle Partizipation ist hier nötig und gerecht. 

 

Frau Branowski hat uns einen Haushalt vorgelegt, der nicht schön ist, der wie auch 
schon in früheren Jahren wenig Spielraum lässt für Freiwilligkeitsleistungen sondern 
eine noch stärkere Konzentration auf die Pflichtaufgaben fordert. Und selbst bei diesen 
mußten die Ressorts den Gürtel enger schnallen, etliche Dinge streichen oder schieben. 
Rund 1,5 Mio€ sind auf Seite 79 und 80 als „gewünschte aber nicht genehmigte“ 
Ausgabe aufgeführt.  Vielleicht auch wegen der neuen Vorgehensweise unter anderem 
mit einer Klausurtagung, ist, soweit das für uns ersichtlich ist, ein von allen Ressorts 
mitgetragener Entwurf entstanden, in dem wie dort aufgeführt ist, alle, auch die 
Verwaltungsspitze, verzichten mußten. Es gibt keinen Grund dieser Aussage zu 
misstrauen und ein Blick auf die mittelfristige Finanzplanung untermauert diese 
Aussage.  

Wie in jedem Jahr, bzw. bei jedem Haushalt kommt uns die Erhaltung des Vermögens, 
also der Gebäude, Straßen und Einrichtungen zu kurz. Demnach wird das angemeldet, 
was auch leistbar ist, also entgegen dem Trend eine Bugwelle zu vergrößern. Man 
kommt so dem Wunsch nach Wahrheit und Klarheit näher. Und doch, werden viele ob 
der kleinen Schritte enttäuscht sein und gleichzeitig wird die Bugwelle reduziert oder 
wächst zumindest nicht weiter an. Und das ist schon ein Erfolg.   

Die Prioritätenliste Straßenbau ist eine heilige Kuh, die nicht angelangt werden darf. 
Doch, darf sie! Deshalb haben wir uns dafür ausgesprochen, dass die Ortsteile zukünftig 
auch außerhalb der Prioritätenliste mitbestimmen dürfen welche Straßen in welcher 
Reihenfolge gerichtet werden. Doch was ist mit den Stadtteilen, die keinen eigenen Rat 
haben, der sie vertritt? Welche Mitspracherechte und Teilhabemöglichkeiten haben sie? 
Genau: keine. Ist das gerecht? Nein. Denn selbst der Vertreter von vor Ort, sofern es 
einen gibt, hat alleine kein Mitbestimmungsrecht. Und wieder machen wir eine 
Diskussion auf, die nur am Rande mit dem Haushalt zu tun hat, auch wenn die Kosten 
(ohne Nebenkosten) für die Einrichtung von Bezirksbeiräten vor 2 Jahren auf knapp 
40.000 € prognostiziert wurden und aus rechtlicher Sicht schwierig umzusetzen wäre. 
Wie gelingt es uns eine Gleichbehandlung der Menschen und Themen in den Ortsteilen 
mit Ortschaftsrat und den Stadtteilen ohne entsprechende Vertretung? Streng 
genommen garnicht. Deshalb ist unsere Verantwortung und die Verantwortung jedes 
einzelnen Bürgers durch die Abschaffung der unechten Teilortswahl gestiegen. Als 
gewählte Vertreter sind wir dem Wohle der Gesamtstadt verpflichtet. Doch das Problem 
der Prioritätenliste löst auch das nicht. 

Etwas positives finden wir auf Seite 71 des Haushaltsplanentwurfs. Dort heißt es: “Bis 
zum Jahr 2026 bleibt die Verschuldung des „Kernhaushalts“ der Stadt unter dem Wert 



der Anlagegüter der rentierlichen Abwasserbeseitigung.“ Wie es danach aussieht, 
darüber läßt sich angesichts der vielen Parameter, sowohl der regionalen aber auch der 
nationalen und internationalen nur spekulieren.  

Wenn wir weiter auf der Suche nach Positivem sind, fällt die erhöhte Kreisumlage auf; 
sie zeugt davon, dass es uns als Gemeinde doch recht gut geht. Denn wer viel zahlt, der 
hat auch viel! Dass die Kreisumlage allerdings immer weiter steigt, durch den Kauf des 
DIAK zum Beispiel, großzügigen Mitarbeitervergütungen, durch Standards, die wir als 
Kommune nicht leisten können und damit auch noch die Konkurrenzsituation mit uns 
als Stadt verschärft, ist nicht in Ordnung und ich möchte dem Landrat zurufen und 
unseren Kreisräten mit auf den Weg geben: denkt bei Euren Entscheidungen auch daran, 
was ihr damit an anderer Stelle bewirkt. Denn die Erhöhung der Kreisumlage kostet uns 
zusätzlich bis zu 2,3 Mio€, wenn die Steuerschätzung real wird, sind es 3,38 Mio€, die 
uns bei vielen wichtigen Projekten fehlen. Dies wurde durch das Schreiben von Frau 
Baranowski von dieser Woche bestätigt. 

Ebenfalls beachtenswert: der Anteil der Personalkosten am Gesamthaushalt bleibt 
stabil, obwohl er 7 Mio€ höher ist, was zeigt wie stark unser Haushalt steigt. 

Bei genauerer Betrachtung fällt auf, dass sowohl bei den Schulen, als auch bei den 
Kindergärten viele Maßnahmen in der Warteschleife stehen. Das ist unbefriedigend 
angesichts der Tatsache, dass doch die Kinder unsere Zukunft sind und wir hier dringend 
mehr tun müßen. Bei den Friedhöfen sind in den Ortsteilen überhaupt keine Gelder 
geplant. Ebenso finden sich keine Gelder für die geplante Hochschule, (der Begriff 
kommt im HH-Planentwurf ebenfalls nicht vor) und spätestens im kommenden 
Haushalt werden wir hierfür Gelder beantragen. 

Und wann wird endlich auf der Jagstauenhalle eine PV-Anlage installiert? Dafür müßte 
nur eine Ausschreibung erfolgen! Seit Ihrer Eröffnung vor 7 Jahren warten wir nun darauf 
und ich werde nicht müde, das immer und immer wieder zu bemängeln.  

Wieviel Geld haben wir für die Umsetzung des STEP und der Ideen aus dem Programm 
zur LGS? Und welche waren das? Wir möchten diesen Ideen, und weiteren aus der 
Bürgerschaft einen Raum geben und beantragen daher die Einführung eines 
Bürgerhaushalts mit einem Kapitalstock von 150.000€. 

 

Wir stimmen dem Entwurf grundsätzlich zu, werden die Anträge der Verwaltung und der 
anderen Fraktionen genau prüfen und haben selbst nur wenige Anträge. Gemäß dem 
Wunsch des Vorsitzenden in geringem finanziellen Rahmen und mit Deckungsvorschlag. 
Durch den Verzicht auf die Sanierung der TG aus der SIVO, die mit 750T € zu buche 
schlägt in der Kategorie „vom Himmel gefallen“ zuzuordnen ist und nicht in der 
Prioritätenliste vorkommt. Wenn wir die Prioritätenliste ernst nehmen, dann darf sich 
das eben hinten anstellen. Sonst, um bei den Worten von Herrn Steuler zu bleiben, 



können wir die Prioritätenliste (damals auf die Straßensanierung bezogen) „gleich in die 
Tonne kloppen“. Ob wir in 2027 Gelder für ein digitales Parkleitsystem oder andere 
Maßnahmen haben, die wir sicher gerne haben wollen, steht auf einem anderen Blatt.  

Nun noch ein weiteres Thema, das personell, finanziell aber vor allem im Bereich des 
Miteinander eine Herausforderung darstellt. 

Es gelingt diesem Gremium sich selbst und die Verwaltung und die getroffenen 
Beschlüsse immer wieder zu torpedieren, weil man mit den getroffenen demokratischen 
Entscheidungen nicht einverstanden ist und somit das Rad zum Stocken bringt um sich 
anschließend darüber zu beschweren, dass der Personalaufwand weiter steigt und nicht 
erkennbar sei wofür. Das war bei der Hangar-Entscheidung so, dass war bei den 
unzähligen Diskussionen zur Abschaffung der unechten Teilortswahl so, die wir schon 
vor 4 Jahren hätten haben können und damit rund 100.00€ und etliche Arbeitsstunden 
gespart hätten, und das haben wir jetzt wieder am Volksfestplatz. Diese destruktive 
Haltung hilft nicht, sie schadet. Uns als Gremium vor allem in der Außenwirkung und der 
Stadt insgesamt. Sie hilft nur den ewigen Nörglern und Schlecht-Rednern, die zu allem 
Ihren Senf geben aber noch nie Verantwortung übernommen haben. Und doch gehören 
die Protagonisten, die in diesem Gremium dafür besonders stehen, zu den Gewinnern 
bei den letzten Wahlen und wahrscheinlich auch bei der nächsten. Doch warum ist das 
so? Warum haben bei der letzten Wahl die Mitglieder einer in Teilen gesichert 
rechtsextremen Partei überhaupt Sitze für ein Gremium erhalten, bei dem es nur um 
Crailsheim geht? Kandidaten, die nur auf ihrer Liste ein entsprechendes Ergebnis 
erzielen konnten und an die die Erwartungshaltung auch durchaus gering ist. Warum 
werden von einzelnen Mitgliedern dieses Gremiums immer wieder Bundes- oder 
Landesthemen in das Gremium eingebracht?  Mit unterschwelligen, populistischen, auf 
Angst gestützten Aussagen und Unterstellungen, die nah an Verschwörungstheorien 
liegen, auch gegenüber der Verwaltung. Wegen des Dagegen-sein? Überzeugung? 
Selbstdarstellung? Das-Ohr-am-Bürger-Argument? Der Wunsch auf Teufel-komm-raus 
provozieren und polarisieren zu wollen? Bei aller berechtigter Kritik, die auch wir an der 
Verwaltung haben, dürfen wir unseren eigenen Entscheidungen und auch der Expertise 
der Verwaltungsmitarbeiter vertrauen bevor wir externe hinzuziehen. 

Neben der finanziellen Situation wird es wohl eine der schwierigsten Aufgaben innerhalb 
des Gremiums in Zukunft damit umzugehen und die demokratische Struktur, in der wir 
dankenswerterweise noch arbeiten dürfen, zu erhalten und nicht dem Populismus zu 
verfallen und bei jeder Anfrage, jedem Antrag die Frage stellen wie es die eigene 
Popularität steigert sondern wie sehr das Ergebnis Crailsheim hilft und weiter bringt. 
Den Zustand, der sich nach meinem Empfinden in den letzten Jahren schon etwas 
zugespitzt hat, darf sich nach der erneuten Wahl im neuen Jahr nicht weiter 
verschlechtern und ich erwarte von allen aufrechten Demokraten ein entsprechendes 
Handeln – und erhoffe mir für alle anderen eine kurze Verweildauer in diesem Gremium! 



Und, um diesen Block abzuschließen, komme ich auf den eingangs genannten Steve 
Jobs zurück. Denn der erlag als damals einer der reichsten Männer der Welt einem 
Krebsleiden. Reichtum, auf uns übertragen also stabile und unerschöpfliche finanzielle 
Mittel, bringen nichts, wenn der Körper der den Reichtum verwaltet und damit 
„haushaltet“, krankt. Dass es anders möglich ist, haben die gruppierungsübergreifenden 
Einigungen bei der oben erwähnten Schulentwicklung und auch andere Projekte gezeigt. 
Ich gebe also die Hoffnung, auch wegen der sehr guten Verständigung unter uns 
Fraktionsvorsitzenden und ich freue mich, wenn das auch nach der Wahl so bleibt, und 
der ansonsten guten Verständigung unter den meisten von uns, unabhängig der 
fraktionellen Zugehörigkeit, wie immer nicht auf. 

Ich bin froh, dass die AWV mit meinem Vertreter Klaus Wüst, Jochen Lehner, Tobias 
Mietz, Bernd Weinmann, Jörg Wüstner, Michaela Dautel, Jennifer Reu, Heiko Feudel und 
mir und denjenigen, die im März folgen werden, nicht die Bürde einer Partei im Rücken 
haben, die Regierung bleiben oder aus der Opposition raus will und dabei seine Werte, 
seien sie christlich, sozial oder ökologisch auf das Spiel zu setzen oder gar ganz zu 
verlieren, sondern frei an den Sachthemen arbeiten können. Und das machen wir nicht 
immer in strenger Einheit, nicht fehlerfrei aber wir machen das gut! Sachlich – 
Heimatverbunden – Bürgernah!  

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche für den weiteren Verlauf des Abends 
viel Erfolg. 

Ich komme nun zu meinen Anträgen: 

 

Die AWV-Fraktion stellt folgende Anträge: 

 

Beginnen möchte ich die Aufzählung mit einem Antrag, den wir garnicht stellen, nämlich 
der Erhebung der Grundsteuer C, also der Grundsteuer auf unbebaute Grundstücke. Wir 
haben uns nach Rücksprache dagegen entschieden, da durch die neue Regelung diese 
Grundstücke auch ohne unser Zutun wesentlich stärker besteuert werden und wir 
werden uns im nächsten Haushalt anschauen, welche monetären Auswirkungen das 
hat. Wir sehen hier allerdings erhebliches Potential zur Verbesserung der 
Einnahmensituation. 

 

1. Wohnmobilstellplätze: 
a. Wir beantragen die Planungskosten in Höhe von 50.000 € für den Bau der 

Wohnmobilstellplätze auf dem Volksfestplatz umzuschichten und statt 
dessen, gem. den Plänen der SIVO 2024/239, direkt für den Bau zu 



verwenden und das Vorhaben baldmöglichst, also spätestens 2026 
umzusetzen. 

b. Sachverhalt und Begründung: Die Kosten, sowohl durch den Wegfall von 
Förderungen, als auch die Realisierung am Volksfestplatz stehen in 
keinem Verhältnis zu dem Ergebnis, nämlich einer zusätzlichen 
Attraktivitäststeigerung und einem zusätzlichen Angebot für Gäste. Der 
Standort unterhalb der Jagstbrücke ist für Touristen deutlich attraktiver 
und aus unserer Sicht der Richtige. Menschen können dort verweilen und 
die kurzen Wege in die Innenstadt nutzen. Menschen, die nur auf der 
Durchreise sind und lediglich einen Schlafplatz benötigen, werden diesen 
auch an anderer Stelle auf der Gemarkung Crailsheim finden. 

c. Kosten: entstehen keine, sie werden nur umgeschichtet. 
 

2. Verkauf der Luftreinigungsgeräte der Schulen: 
a. Die Verwaltung steigt aktiv in den Verkauf der Luftreinigungsgeräte ein, die 

während der Pandemie angeschafft wurden und in den Schulen stehen. 
b. Sachverhalt und Begründung: Die Luftreinigungsgeräte wurden 

größtenteils aufgrund Ihrer Dimension, des entstandenen Luftzugs und 
Lautstärke kaum oder garnicht benutzt. Sie sind also praktisch fast „wie 
neu“. Sollte es erneut zu einer Pandemie kommen, ist relativ klar, dass sie 
auch dann nicht benutzt werden. Und dort, wo sie Ihre Dienste geleistet 
haben, kann zu gegebener Zeit eine Neubeschaffung erfolgen. Momentan 
dienen sie als Magnetwand, Raumtrenner oder nehmen in Nebenräumen 
einfach nur Platz weg. 

c. Die Erlöse helfen, unsere Anträge mitzufinanzieren. 
 

3. Bürgerhaushalt: 
a. Wir beantragen die Einführung eines Bürgerhaushalts und dafür eine 

Mittelbereitstellung von je 150.000€ im Haushalt des kommenden Jahres 
und der Folgejahre. Eine Mittelübertragung ist möglich. Die Verwaltung 
erstellt, gerne unter Miteinbeziehung der Fraktionen und anderer 
Gruppierungen, einen Vorschlag zur Umsetzung.  

b. Sachverhalt und Begründung: Häufig sind es die kleinen Dinge oder die 
Dinge, für die es eine große Begeisterung aber keine Lobby gibt, die das 
Leben in unserer Stadt bereichern und dadurch attraktiver machen. Mit 
der Implementierung eines Bürgerhaushaltes schaffen wir die Möglichkeit 
die Menschen aus allen Teilen der Stadt mit einzubinden und Ihre 
Teilhabe, die Möglichkeit der Beteiligung zu be- und verstärken. Wie das 
funktionieren kann sieht man sehr gut am Beispiel der Stadt Stuttgart. In 
welcher Form die Durchführung erfolgen soll, wer letztlich die 
Entscheidung trifft ob etwas vorgeschlagen und realisiert wird, dazu gibt 
es mehrere Modelle, die Vor- und Nachteile bieten und über die im 



Einzelnen gesprochen werden kann. Wir selbst haben mit dem 
Integrationsbeirat und der „Koordinierungsgruppe Innenstadt“ 2 
funktionierende Modelle von Bürgerbeteiligung, die angewendet werden 
könnten. 

c. Die Mittelbereitstellung erfolgt durch die Verschiebung der Kosten für die 
Tiefgaragensanierung, die wir kommende Woche beantragen werden oder 
die Erlöse aus dem Verkauf der Luftreinigungsgeräte. Kosten fallen dann 
ohnehin erst an, wenn entsprechende Ideen umgesetzt werden. 
 

4. ÖPNV/ on-demand: 
a. Die Kosten für den on-demand-Verkehr in Höhe von 400.000€ bleiben im 

Haushalt enthalten. 
b. Sachverhalt und Begründung: Die Verbesserung und Ausweitung des 

ÖPNV ist ein zentraler Punkt zur Verbesserung der Verkehrsströme in 
Crailsheim, zur besseren Anbindung der Ortsteile und der Schaffung von 
sicheren Wegen für Frauen, Kinder und ältere Menschen. Gerade bei 
diesen Gruppen ist der on-demand-Verkehr eine entscheidende 
Komponente für die Steigerung der Lebensqualität. Zudem ist es 
notwendig, dass wir uns aktiver in die nicht durchdachte Politik des 
Landkreises beim Thema Kreisverkehr einbringen und uns möglicherweise 
auch etwas unabhängiger davon machen. 

c. Die Mittelbereitstellung erfolgt durch die Verschiebung der Kosten für die 
Tiefgaragensanierung oder den Erlösen aus dem Verkauf der 
Luftreinigungsgeräte. 
 

5. Erhöhung der Stelle Koordination Soziales 
a. Die Stelle „Koordination Soziales“ im Ressort 6 wird von 50% auf 80% 

erhöht, beginnend ab dem 01.01.2025. 
b. Die Schaffung dieser Stelle auf Antrag der SPD-Fraktion im Haushalt 2022 

war eine Folge des Sozialberichts. Seit Ihrer Implementierung vor 2 Jahren 
handelt es sich um eine 50%-Stelle und wird von der Mitarbeiterin in 
herausragender Weise ausgefüllt. Die gerade gestartete Demenzreihe, die 
Organisation von analogen Treffs und (Aus-)Tauschbörsen von sozialen 
Einrichtungen wie dem sozialen Tisch, vor allem aber die Schaffung eines 
digitalen Netzwerks (Sozialplattform), das seit einem Jahr Aufgabe ist und 
im kommenden Jahr fertig sein soll, rechtfertigen die Anpassung der 
Regelarbeitszeit. Die dort geleistete Teilhabearbeit, die Netzwerkarbeit, 
auch Landkreisumspannend u.a. zum Thema Kinderarmut und Alleinsein 
im Alter, und und und. Es könnten noch etliche andere, für die Stadt 
unverzichtbaren Dienstleistungen genannt werden und es ist bedauerlich, 
dass diese wichtige Arbeit so ein Schattendasein führt. Der 
Arbeitsumfang, den diese Stelle beinhaltet, könnte ganz leicht 2 Personen 



oder mehr in Vollzeit beschäftigen. Aufgrund der ständig steigenden 
Personalkosten beschränken wir uns in diesem Jahr allerdings auf die 
Erhöhung um 0,3 Personen um zumindest die aktuell anfallenden Arbeiten 
auch weiterhin in einer entsprechenden Qualität leisten zu können. 

c. Die Mittelbereitstellung erfolgt durch die Verschiebung der Kosten für die 
Tiefgaragensanierung oder den Erlösen aus dem Verkauf der 
Luftreinigungsgeräte. 
 

 
6. KPI/ Einführung eines Kennzahlenzahlensystems: 

a. Die Verwaltung führt ein Kennzahlensystem ein, zum Beispiel nach dem 
Schorndorfer Modell, dass ihr selbst, dem Gemeinderat aber auch der 
Öffentlichkeit eine Transparenz schafft über das Verhältnis von Kosten 
und Erträgen, und zwar immer in Verbindung mit gesteckten Zielen. 
Deshalb sehen wir diese Aufgabe als „Chefsache“, selbstverständlich 
unter Miteinbeziehung der Mitarbeiter, besonders der Kämmerei aber 
auch der anderen Ressorts/ Ressortleiter. 

b. Sachverhalt und Begründung: Durch die aktuelle Handhabung ist es uns 
nicht möglich zu erkennen, ob wir mit den uns zur Verfügung stehenden 
Mitteln gut wirtschaften, wo es Potential gibt und wo ggf. noch finanziell 
nachgelegt werden sollte. Grund dafür ist unter anderem, dass es keine 
Ziele gibt, an denen wir uns orientieren können. Und wer nicht genau weiß 
wohin er will, darf sich nicht wundern, wenn er ganz woanders ankommt. 

c. Aus aktueller Sicht entstehen Kosten lediglich in Form von Manpower um 
zu eruieren, welches System implementiert werden kann.  

 
7. Folgekostenberechnung: 

a. Zukünftig werden bei der der Erstellung von SIVO im investiven Bereich 
auch die voraussichtlichen Folgekosten mit angegeben. 

b. Sachverhalt und Begründung: Folgekostenberechnung, sowohl am 
Material, als auch Personal! Wir benötigen Transparenz in allen unseren 
Entscheidungen und Prozessen. Und wenn die Verwaltung etwas 
vorschlägt, dann muss klar sein, was das in den nächsten Jahren 
bedeutet! 

c. Keine Kosten, Geschäft der laufenden Verwaltung 

 

8. Geschwindigkeitsmessanlage: 
a. Die Stadt Crailsheim installiert an der Ortseinfahrt Maulach aus Richtung 

Schwäbisch Hall kommend am Beginn der 50er-Zone (alternativ bereits 
am Beginn der 70-erZone) eine feste Geschwindigkeitsmessanlage. 



b. Sachverhalt und Begründung: Trotz der Beschilderung ist der Verkehr, der 
Maulach in Nord und Süd trennt, in sehr vielen Fällen nicht angemessen. 
Um dem dauerhaft Einhalt zu gebieten, hilft, wie an anderer Stelle 
erfolgreich bewiesen, nur das Aufstellen einer entsprechenden Anlage 
damit die Motivation gesteigert wird die STVO zu beachten oder bei 
Missachtung wenigstens eine Konsequenz aufgezeigt zu bekommen. 

c. Die Kosten für so eine Anlage tragen sich in der Regel in relativ kurzer Zeit 
selbst, die generierten Einnahmen können für andere Verkehrsprojekte 
genutzt werden. 

 

Nun zu unserem letzten, dafür weitreichendsten und wichtigsten Antrag: 

 
9. Errichtung eines städtischen MVZ: 

a. Die Verwaltung beauftragt ein Unternehmen mit dem Ziel 
ein medizinisches Versorgungszentrum MVZ in städtischer Hand 
aufzubauen. Das Unternehmen ermittelt neben dem Bedarf die 
Rahmenbedingungen, für ein städtisches MVZ und bedient sich der 
Blaupause des MVZ des Landkreises oder anderer. 

b. Die Verwaltung nimmt Kontakt mit dem Eigentümer des Gebäudes des 
jetzigen MVZ in Altenmünster (Gaildorfer Straße) und dem Eigentümer der 
Räumlichkeiten im Ritter-Hochhaus (ehemals Arztpraxis Rosenheim), 
gerne auch zu anderen, zur Ermittlung der Mietkosten und des Invests auf. 

c. Für die Planung werden im Haushalt 2025 50.000€ und in der 
mittelfristigen Finanzplanung jedes Jahr 50.000€ eingestellt.   

d. Die Mittelbereitstellung, sofern sie überhaupt notwendig ist, erfolgt durch 
die Verschiebung der Kosten für die Tiefgaragensanierung oder den 
Erlösen aus dem Verkauf der Luftreinigungsgeräte. 

e. Sachverhalt und Begründung: Die ärztliche Grundversorgung in ganz 
Deutschland und natürlich uns direkt betreffend in Crailsheim, ist eines 
der wichtigsten Themen in unserer Zeit. Nach der unerfreulichen 
Entwicklung und der Entscheidung der Dres. Hägele/ Frank Ihre Praxis 
nach Stimpfach zu verlegen, sehen wir als AWV-Fraktion es gemäß 
unserem Motto „net lang reida - mache“ als Auftrag für die Crailsheimer 
Bürgerschaft aktiv an einer Lösung zu arbeiten. Aufgrund der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen, der Dringlichkeit und der Versorgungssicherheit auf 
Jahre hinaus, sehen wir die Lösung selbst Träger eines MVZ, bzw. Mutter 
einer Tochtergesellschaft aufzutreten als optimale Lösung.  
Dass die Versuche der letzten Jahre Ärztinnen und Ärzte für Crailsheim zu 
gewinnen nicht erfolgreich waren, muss der mangelnden Attraktivität von 



Einzelpraxen angelastet werden. Wir können mit der entsprechenden 
Expertise von Fachkräften als Arbeitgeber für diese Attraktivität sorgen. 
Ein MVZ bietet diese Vorteile einer deutlich besser zu regelnden Work-
Life-Balance mit der entscheidend höheren Wahrscheinlichkeit auch 
ärztliches Personal für Crailsheim zu gewinnen.  
Von Seiten der kassenärztlichen Vereinigung ist der Mittelbereich 
Crailsheim für Hausärzte als ZuZ: Ziel und Zukunft Gebiet eingestuft bei 
der unter Umständen auch ein MVZ mit einer Förderung rechnen und 
somit kostenneutral betrieben werden kann. Arztsitze für Hausärzte sind 
aktuell verfügbar/nicht besetzt. 


